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m Kriegszuſtande.
Berliner Stimmungsbild.

Begeiſterte Kundgebungen
für die Kaiſerliche Familie.

Berlin, 31. Juli.
Die Meldung von der Erklärung des Zuſtandes der „drohen

den Kriegsgefahr“ lockte eine vieltauſendköpfige Menge Unter die
Linden, wo ſie in langen Ketten die Fahrſtraßen umlagerte und
auf die Rückkehr des Kaiſers wartete. Jm Gegenſatz zu dem
lebhaften Treiben der letzten Tage war die Stimmung der
Maſſen ernſt, nur hin und wieder ertönten einzelne Hurras,
wenn ein Militärauto in ſchnellem Tempo einen höheren Offizier
vorübertrug. Gegen 234 Uhr klangen vom Brandenburger Tor
her die langgezogenen Hupenſignale der Hofautos. Die Menge
durchbrach die ſchwache Schutzmannskette, ſperrte den Fahrdamm
und umringte das Kaiſerliche Auto, in welchem der Kaiſer in der
Uniform der Gardes du Corps und die Kaiſerin ſaßen.
Brauſende Hurras tönten den Majeſtäten entgegen. Der Kaiſer
dankte mit tiefernſtem Geſicht in ſichtlicher Bewegung. Nicht
endenwollender Jubel ertönte, als das Auto des Kronprinzen
herankam, der Huſarenuniform trug und gleich der Kron-
prinzeſſin durch Grüße und Winken für die ſtürmiſchen Huldi-
gungen dankte. Zwiſchen dem Kronprinzenpaar ſaß deſſen
älteſter Sohn. Sehr lebhaft wurden auch die Prinzen Adalbert,
Oskar und Joachim begrüßt, deren Auto gleich dem des Kron-
prinzen nur mühſam einen Weg durch die dichtgeſcharten Maſſen
fand, die ſich immer wieder um den Wagen drängten und Miene
machten, die Trittbretter zu erklettern. Sobald das letzte Auto
die Kreuzung der r ſſiert hatte,waälzte ſich ein unabſehbarer Menſchenſtrom zum Schloſſe,
wo ſich bald eine ungeheure Menge anſammelte, die von langen
Schutzmannsketten eingedämmt wurde. Von Zeit zu Zeit brachen
ſtürmiſche Begeiſterungskundgebungen aus. Jm Königlichen
Schloſſe waren gegen 4 Uhr nachmittags alle Prinzen und Prin-
zeſſinnen der Kgl. Familie verſammelt. Jm Luſtgarten hatte ſich
eine ungeheure Menſchenmenge angeſammelt, welche patriotiſche
Lieder ſang.

Nachmittags um 3 Uhr fuhr, von der Bevölkerung leb
haft begrüßt, der Reichskanzler ins Schloß.

Das Bekanntwerden der Erklärung des Kriegszuſtandes
in Deutſchland veranlaßte an der Börſe begeiſterte patrio
tiſche Kundgebungen.

Heute nachmittag verlas ein Oberleuknant vom Regiment
Alexander an der Spitze eines Wachtkommandos unter Trommel-
wirbeb am Denkmal Friedrichs des Großen und an anderen
Stellen eine Bekanntmachung des Oberſtkommandierenden in
den Marken und Gouverneurs von Berlin, wonach über
Berlin und die Provinz Brandenburg der Kriegs-
zu ſtand verhängt iſt. Die Bekanntmachung wurde vom Publi-
kum mit Hurrarufen und Hochrufen auf das Alexander-
Regiment aufgenommen

Die patriotiſchen Kundgebungen im Luſtgarten ſetzten ſich den
ganzen Nachmittag über fort. Um 6 Uhr 30 Minuten erſchienen
der Kaiſer, die Kaiſerin und Prinz Adalbert an den
Fenſtern des Ritterſaales und wurden ſtürmiſch begrüßt.

Der Kaiſer richtete eine Anſprache an das Publikum.
Seine Worte wurden von tauſenden Zuſtimmungsrufen

übertönt. Se. Majeſtät ſagte folgendes: Eine ſchwere
Stunde iſt heute über Deutſchland hereingebrochen. Neider
überall zwingen uns zur gerechten Verteidigung. Man drückt
uns das Schwert in die Hand. Jch hoffe, daß, wenn es nicht
in letzter Stunde meinen Bemühungen gelingt, die Gegner
zum Einſehen zu bringen und den Frieden zu erhalten, wir
das Schwert mit Gotes Hilfe ſo führen werden, daß wir es
mit Ehren wieder in die Scheide ſtecken können. Enorme Opfer
an Gut und Blut würde ein Krieg von dem deutſchen Volke
erfordern. Dem Gegner aber würden wir zeigen,
was es heißt, Deutſchland anzugreifen. Und
nun empfehle ich Euch Gott, jetzt geht in die Kirche, kniet
nieder vor Gott und bittet ihn um Hilfe für unſer braves Heer.

Die Vermählung des Prinzen Oskar
von Preußen.

Der Ernſt der Lage gibt ſich in folgender Meldung
kund:Am Freitag abend 7 Uhr wurde im Kgl. Schloß Belle
vue in Berlin mit Genehmigung Jhrer Majeſtäten die
Vermählung des Prinzen Oskar von
Preußen mit der Gräfin Jna Marie vonBaſſewitz ſtandesamtliäch durch den Miniſter des
Königlichen Hauſes, Grafen A. zu Eulenburg, vollzogen
und darauf die kirchliche Einſegnung durch den
Generalſuperintendenten vorgenommen. Der Feier wohnten
die Königliche Familie und die nächſten Angehörigen der
Braut bei, welche nunmehr den ihr allerhöchſt verliehenen
Titel einer Gräfin von Ruppin führen wird.

Als die Kaiſerin mit den Prinzen Adalbert und
Joach im von der Trauungsfeier in Bellevue nach
dem Schloß zurückkehrten, wurde ſie ebenſo wie das darauf-
folgende kronprinzliche Paar auf dem ganzen Wege
mit Huldigungen überſchüttet. Die Kaiſerin und die Kron-
prinzeſſin dankten der Menge tief bewegt und auf das
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freundlichſte. Der Kaiſer welcher noch im Generalſtabs-
gebäude vorgefahren war, traf erſt um 816 Uhr im Schloſſe
ein. Das Publikum umdrängte ſein Auto und begrüßte ihn
mit donnernden Hurras, mit Tüchern- und Hüteſchwenken.
Der Kaiſer ſalutierte andauernd. Die Kundgebungen in
der Umgebung des Schloſſes dauern fort, das Publikum
hält eine ſehr gute Ordnung inne. Prinz Heinrich hat ſich
nach Kiel begeben.

Der Kriegszuſtans in Bayern.
München, 31. Juli. Nach einer Königlichen Ver-

ordnung vom 31. Juli 1914 wird über das Geſamt-
gebiet des Königreichs der Kriegszuſtand
verhängt. Für die Pfalz wird das Standrecht an-
geordnet.

Der Kronprinz Führer der 1. Gardediviſion.
Potsdam, 31. Juli. Der Kronprinz iſt zum Führer

der 1. Gardediviſion auserſehen.

Berufung des Reichstages.
Für den Fall des Kriegsausbruchs iſt Be

rufung des Reichstags auf Dienstag, den 4. Auguſt
1914, in Ausſicht genommen. Die Eröffnung wird im
Weißen Saale des Königlichen Schloſſes zu Berlin um
1 Uhr nachmittags erfolgen. Die Kaiſerliche Verordnung
wegen der Berufung ſteht noch aus.

Zur Vorgeſchichte.
Berlin, 31. Juli. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt:

Nachdem die auf Wunſch vom Zaren ſelbſt über-
nommenen Vermittlungsarbeit von der ruſſi
ſchen Regierung durch die allgemeine Mo
bilmachung der ruſſiſchen Armee und Ma
rine geſtört worden iſt, hat die Regierung Sr. Majeſtät
des Kaiſers heute in Petersburg wiſſen laſſen, daß die
deutſche Mobilmachung in Ausſicht ſteht, falls Rußland nicht

binnen 12 Stunden ſeine Kriegsvorbereitungen einſtellt und
hierüber eine beſtimmte Erklärung abgibt. Gleichzeitig iſt
an die franzöſiſche Regierung eine Anfrage
überihre Haltung im Falle eines deutſch-ruſſi-
ſchen Krieges gerichtet worden.

Weiter ſchreibt die Norddeutſche Allgemeine Zeitung“
unter der Ueberſchrift „Die Vorgeſchichte“ folgendes:

Nachdem Seine Majeſtät der Kaiſer den Kriegs
zuſtand für das Reich erklärt hat, iſt der Zeit-
punkt gekommen, die Vorgänge, die zu dieſem Entſchluß
geführt haben, in Kürze darzulegen.

Seit Jahren hat OeſterreichUngarn gegen Beſtrebun-
gen zu kämpfen, die mit verbrecheriſchen Mitteln unter
Duldung und Förderung der ſerbiſchen Regierung auf die
Revolutionierung und Losreißung der ſüdöſtlichen Landes-
teile Oeſterreich- Ungarns hinarbeiten. Die Gewinnung
dieſer Gebiete iſt ein unverhülltes Ziel der ſerbiſchen
Politik. Dieſe glaubt dabei auf den Rückhalt Rußlands
rechnen zu können, in dem Gedanken, daß es Rußlands
Aufgabe ſei, den ſüdſlawiſchen Völkern ſeinen Schutz zu
leihen. Dieſem Gedanken iſt durch Rußlands Bemühungen,
einen Bund der Balkanſtaaten zuſtande zu bringen,
Nahrung gegeben worden. Die großſerbiſche Propaganda
iſt ſchließlich in der Ermordung des öſterreichiſchungariſchen
Thronfolgers und ſeiner Gemahlin grell hervorgetreten.

Die öſterreichiſchungariſche Monarchie entſchloß ſich,
dieſem, gegen ihren Beſtand als Großmacht gerichteten ver
brecheriſchen Treiben ein Ende zu machen. Es mußte ſich
dabei ergeben, ob Rußland tatſächlich die Rolle des Be
ſchützers der Südſlawen bei ihren auf Zertrümmerung des
Beſtandes der öſterreichiſch ungariſchen Monarchie gerich-
teten Beſtrebungen durchzuführen willens war. Jn dieſem
Falle kam ein Lebensintereſſe Deutſchlands in Frage: der
ungeſchwächte Beſtand der uns verbündeten Monarchie,
deſſen wir zur Erhaltung unſerer eigenen Großmacht-
ſtellung inmitten der Gegner von Oſt und Weſt bedürfen.

Deutſchland hat ſich von vornherein auf den Stand-
punkt geſtellt, daß die Auseinanderſetzung mit Serbien eine
Angelegenheit ſei, die nur Oeſterreich- Ungarn und Serbien
angehe. Unter Wahrung dieſes Standpunktes haben wir
mit der größten Hingabe an allen Bemühungen teilge-
nommen, die auf Erhaltung des europäiſchen Friedens ge
richtet waren. Oeſterreich- Ungarn gab hierzu die Hand
habe, indem es den Mächten wiederholt erklärte, daß es
auf keine Eroberungen ausgehe und den territorialen Be
ſtand Serbiens nicht antaſten wolle. Dieſe Erklärungen
ſind namentlich in Petersburg mit Nachdruck zur Kennt-
nis gebracht worden. Unſerem Bundesgenoſſen haben wir
geraten, jedes mit der Würde der Monarchie vereinbare
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Entgegenkommen zu zeigen. Jnsbeſondere haben wir
allen engliſchen, auf Vermittlung zwiſchen Wien und
Petersburg hinzielenden Schritten hilfreiche Hand geliehen.

Bereits am 26. Juli lagen zuverläſſige Meldungen
über ruſſiſche Rüſtungen vor. Sie veranlaßten die deutſche
Regierung am gleichen Tage unter erneuter Betonung, daß
OeſterreichUngarn den Beſtand Serbiens nicht antaſten
wolle, zu erklären: vorbereitende militäriſche Maßnahmen
Rußlands müßten uns zu Gegenmaßregeln zwingen. Dieſe
müßten in der Mobiliſierung der Armee beſtehen, die Mobi-
liſierung aber bedeute den Krieg. Wir können nicht an
nehmen, daß Rußland einen europäiſchen Krieg entfeſſeln
wolle. Am nächſten Tage erklärte der ruſſiſche Kriegs
miniſter unſerem Militärattachee, es ſei noch keine Mobil-
machungsorder ergangen, kein Pferd ausgehoben, kein Re-
ſerviſt eingezogen. Es würden lediglich vorbereitende
Maßregeln getroffen. Wenn OeſterreichUngarn die ſer-
biſche Grenze überſchreite, würden die auf Oeſterreich
Ungarn gerichteten Militärbezirke mobiliſiert, unter keinen
Umſtänden die an der deutſchen Front liegenden. Jedoch
ließen zuverläſſige Nachrichten ſchon in den nächſten Tagen
keinen Zweifel, daß auch an der deutſchen Grenze die mili-
täriſchen Vorbereitungen Rußlands im vollen Gange waren.
Die Meldungen hierüber häuften ſich. Trotzdem wurden
noch am 29. von dem ruſſiſchen Generalſtabschef unſerem
Militärattachee erneut beruhigende Erklärungen gegeben,
die die Mitteilungen des Kriegsminiſters als noch voll zu
Recht beſtehend bezeichneten.

Am 29. Juli ging ein
Telegramm des Zaren an den Kaiſer

ein, in welchem er die inſtändige Bitte ausſprach, der Kaiſer
möge ihm in dieſem ſo ernſtem Augenblick helfen. Er bitte
ihn, um dem Unglück eines europäiſchen Krieges vorzu
beugen, alles ihm Mögliche zu tun, um den Bundesgenoſſen
davon zurückzuhalten, zu weit zu gehen. Am ſelben Tage
erwiderte der Kaiſer in einem längeren Telegramm, daß er
die Aufgabe des Vermittlers auf den Appell an ſeine
Freundſchaft und Hilfe bereitwillig übernommen habe.
Dementſprechend wurde ſofort eine diplomatiſche Aktion in
Wien eingeleitet. Während dieſe im Gange war, lief die
offizielle Nachricht ein daß Rußland gegen Oeſterreich-
Ungarn mobil machte. Sofort hierauf wies der Kaiſer
den Zaren in einem weiteren Telegramm dar-
auf hin, daß durch die ruſſiſche Mobiliſierung gegen Oeſter
reich Ungarn ſeine auf Bitten des Zaren übernommene
Vermittlerrolle gefährdet, wenn nicht unmöglich gemacht
würde. Trotzdem wurde die in Wien eingeleitete Aktion
fortgeſetzt, wobei von England gemachte, in ähnlicher Rich-
tung ſich bewegende Vorſchläge von der deutſchen Regierung
warm unterſtützt wurden.
Ueber dieſe Vermittlungsvorſchläge ſollte heute in Wien

die Entſcheidung fallen. Noch bevor ſie fiel, lief bei der
deutſchen Regierung die offizielle Nachricht ein, daß der
Mobilmachungsbefehl für die geſamte ruſſiſche Armee und
Flotte ergangen ſei. Darauf richtete der Kaiſer ein
letztes Telegramm an den Zaren, in dem er hervorhob, daß
die Verantwortung für die Sicherheit des Reiches ihn zu
defenſiven Maßregeln zwinge. Er ſei mit ſeinen Be
mühungen um die Erhaltung des Weltfriedens bis an die
äußerſte Grenze des Möglichen gegangen. Nicht er trage
die Verantwortung für das Unheil, das jetzt der Welt drohe.
Er habe die Freundſchaft für den Zaren und das ruſſiſche
Volk ſtets treu gehalten. Der Friede Europas könne noch
jetzt erhalten werden, wenn Rußland aufhöre, Deutſchland
und OeſterreichUngarn zu bedrohen.
Während alſo die deutſche Regierung auf Erſuchen
Rußlands vermittelte, machte Rußland ſeine geſamten
Streitkräfte mobil und bedrohte damit die Sicherheit des
Deutſchen Reiches, von dem bis zu dieſer Stunde noch
keinerlei außergewöhnliche militäriſchen Maßregeln er-
griffen waren.

So iſt, nicht von Deutſchland herbeigerufen, vielmehr
wider den durch die Tat bewährten Willen Deutſchlands,
der Augenblick gekommen, der die Wehrmacht Deutſchlands
auf den Plan ruft.
Verbot von Veröffentlichungen über Truppen vder Schiffs-
bewegungen und Verteidigungsmittel vom 31. Juli 1914.

Auf Grund des S 10 des Geſetzes gegen den Verrat
militäriſcher Geheimniſſe vom 3. Juni 1914 (Reichs Geſetz
blatt Seite 195) verbietet der Reichskanzler in einer
Bekanntmachung bis auf weiteres die Veröffent-
lichung von Nachrichten über Truppen oder Schiffsbe
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Marine Skakionskommandos und das Gouvernement Berlin
für die in ihrem Bezirk erſcheinenden Druckſchriften.

Zu den Nachrichten, deren Veröffentlichung verboten
iſt, gleichviel, ob ſie ſich auf Deutſchland oder einen fremden
Staat beziehen, ſind beſonders zu rechnen:
1. Aufſtellung von Truppen als Grenz, Küſten und Jnſel-

ſchutz. Ueberwachung der Hafeneinfahrten und Flußmün-
dungen.

2. Maßnahmen zum Eiſenbahnſchutz Schutze desund zum
KaiſerWilhelm Kanals und Aufſtellung der dazu be
ſtimmten Truppen.

3. Angaben über den Gang der Mobilmachung. Einberufung
von Reſerven und Landwehr und Klarmachen (Ausrüſtung)

von Schiffen.
4. Aufſtellung neuer Formationen und ihre Bezeichnung.
5. Eintreffen von Kommandos in den Grenzgebieten zur Vor

bereitung der Einquartierung.
6. Bau von Rampen auf den Bahnhöfen im Grenzgebiete durch

Eiſenbahntruppen und Zivilarbeiter.
F. Einrichtung von Magazinen in den Grenzgebieten und Auf-

käufe von Vorräten durch
waltung.

8. Abtransport von Truppen und Militär-Behörden, von Ge-
ſchützen, Munition, Minen und Torpedos aus den Garni-
ſonen und Richtung ihrer Eiſenbahnfahrt.

9. Durchfahrt oder Durchmarſch von Truppen anderer Garni-
ſonen und Richtung der Fahrt und des Marſches.

10. Eintreffen von Truppenabteilungen aus dem Jnland an
der Grenze und Angabe ihrer Ausladeſtationen und
Quartiere.

11. Stärke und Bezeichnung der
marſchierenden Truppen.

12. Angabe der Grenzgebiete, wo ſich keine Truppen befinden
oder wo die Truppen weggezogen werden.

13. Namen der höheren Führer und ihre Verwendung und
etwaiger Kommandowechſel.

14. Angaben über den Abtransport und das Eintreffen der
höheren Kommandobehörden und des Großen Haupt-
quartiers.

15. Störungen der Eiſenbahntransporte durch Unglücksfälle
und Unbrauchbarwerden von Eiſenbahnen und Brücken.

16. Arbeiten an Feſtungen, Küſten- und Feldbefeſtigungen.
17. Bereitſtellen von Wagenparks und Arbeitern für Zwecke des
GHeeres oder der Marine.
18. Jn- und Außerdienſtſtellen von Kriegsſchiffen.
19. Aufenthalt und Bewegungen von Kriegsſchiffen.
20. Fertigſtellung und Auslegen von Sperren und Ausrüſtung

von Schiffen mit Minen.
21. Veränderung von Seezeichen und Löſchen der Leuchtfeuer.
22. Beſchädigung von Schiffen und ihre Ausbeſſerung.
23. Beſetzung der Marine-Nachrichtenſtellen.
24. Bereitſtellung, Herrichtung und Beſchlagnahme von Schiffen

der Kauffahrteimarine für Zwecke der Marine: Aenderung
ihrer Orders.

25. Bereitſtellung von Docks.
26. Veröffentlichung von Briefen von Angehörigen des Heeres

oder der Marine ohne Einverſtändnis der in der Heimat
verbliebenen Militärbehörden.
Die vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen das Verbot

wird mit Gefängnis oder Feſtungshaft bis zu drei Jahren
oder mit Geldſtrafe bis zu 5000 Mark beſtraft.

Berlin, den 31. Juli 1914.
Der Reichskanzler.

An militäriſchen Maßnahmen kommen bei „drohen-
der Kriegsgefahr“ hauptſächlich in Betracht:

1. Alle an der Grenze und zum Schutze der Eiſenbahn er-
forderlichen Maßnahmen.

2. Verkehrsbeſchränkungen der Poſt, des Telegraphen, der
Eiſenbahn uſw. zu Gunſten des militäriſchen Bedarfs.

Wevebeitere Folgen des Zuſtandes der drohenden Kriegs-
gefahr ſind:

8. gung des Kriegszuſtandes für das geſamte Reichs-
gebiet.

A. Verbot der Veröffentlichungen über Truppenbewegungen
und Verteidigungsmittel. Der Kriegszuſtand iſt gleich
bedeutend mit dem Belagerungszuſtand in Preußen. Siehe
Artikel 68 der Reichsverfaſſung.
Nochmals das Ausfuhrverbot des Bundesrats.

Der Bundesrat hat in ſeiner geſtrigen Sitzung dem
Erlaß von drei Kaiſerlichen Verordnungen, be-
treffend das Verbot der Ausfuhr von Verpflegungs-,
Streu und Futtermitteln, ferner von Tieren und tieriſchen Er-
zeugniſſen ſowie von Kraftfahrzeugen (Motorwagen, Motorfahr-
rädern und Teilen davon) und von Mineralölen, Steinkohlenteer
und allen aus dieſen hergeſtellten Oelen zugeſtimmt. Zu den
beiden erſtgenannten Verordnungen hat der Stellvertreter des
Reichskanzlers eine heute im „Reichsanzeiger“ erſcheinende Be-
kanntmachung erlaſſen, wonach unter das Verbot der Ausfuhr von
Verpflegungs-, Streu und Futtermitteln fallen:

Roggen, Weizen und Spelz, Gerſte, Hafer, Buchweizen, Mais,
Malz, Reis, Hülſenfrüchte, Müllereierzeugniſſe aus Getreide,
Reis und Hülſenfrüchten, Kartoffeln, friſches Gemüſe, Zwiebeln,
Sellerie, Gemüſekonſerven, Pflanzenfette, Heu und Stroh, ſo
wie ſonſtige Futtermittel aller Art, ferner Streu;

und wonach unter das Verbot der Ausfuhr von Tieren und
tieriſchen Erzeugniſſen fallen:

lebende Tiere und zwar:
Pferde, Maultiere, Eſel, Rindvieh, Schafe, Ziegen und Schweine,
Kaninchen, Federvieh, Fleiſch, Fleiſchwaren und Fettwaren
aller Art, Milch und Rahm, Butter, Käſe und Margarine, Eier,
Fiſche (lebende und nicht lebende, friſche, geſalzene, getrocknete,
geräucherte), Fleiſch und Fiſchkonſerben jeder Art, Fleiſch
extrakt.

Die Verordnungen treten ſofort in Kraft; der Reichskanzler
iſt ermächtigt, Ausnahmen zu geſtatten und die erforderlichen
Sicherungsmaßregeln zu treffen.

Der heutige „Reichsanzeiger“ veröffentlicht außer den bereits
gemeldeten Ausfuhrverboten das Verbot der Ausfuhr und Durch
fuhr von Eiſenbahnmaterial aller Art, von Telegraphen- und
Fernſprechgerät ſowie Teilen davon, von Luftſchiffergerät aller
Art, von Fahrzeugen und Teilen davon, ferner betreffend das
Verbot der Ausfuhr und Durchfuhr von Waffen, Munition,
Pulver und Sprengſtoffen ſowie von anderen Artikeln des Kriegs-
bedarfs und von Gegenſtänden, die zur Herſtellung von Kriegs
bedarfsartikeln dienen, ferner das Verbot betreffend die Ausfuhr
und Durchfuhr von Verband und Arzneimitteln ſowie von ärzt-
lichen Jnſtrumenten und Geräten, ferner das Verbot betreffend
die Ausfuhr und Durchfuhr von Rohſtoffen, die bei der Her-
ſtellung und dem Betriebe von Gegenſtänden des Kriegsbedarfs
zur Verwendung gelangen.

Allgemeine Mobilmachungs in OeſterreichUngarn.
Jnfolge der ruſſiſchen Mobilmachung hat Kaiſer Franz

Joſef nunmehr die allgemeine Mobilmachung angeordnet.

Drei Militärzüge mit ruſſiſcher Artillerie
in Wirballen.

Danzäig, 30. Juli. Zuver läſſige Reiſende habenauf der Fahrt von Petersburg nach Wirballen in Wirballen

die Militär- und Marinever-

in den Grenzgebieten auf-

drei Militärzüge mit Artillerie geſehen. Alle Mann-
ſchaften waren kriegsmäßig ausgerüſtet.

Die ruſſiſche Mobilmachung.
Allenſtein, 31. Juli. Es kann keinem Zweifel unter

liegen, daß die ruſſiſche Mobilmachung an der Grenze in
vollem Gange iſt.
Zwei ruſſiſche Kavalleriediviſionen an der deutſchen Grenze.

Eydtkuhnen, 30. Juli. Die 2. und 3. ruſſiſche Kavallerie-
diviſion ſtehen an der Grenze zwiſchen Wirballen und
Auguſtow.

Ruſſiſche Mobilmachungspferde ausgehoben.

Thorn, 31. Juli. Jm Gouvernement Plozk ſind die
Mobilmachungspferde ausgehoben worden.

Ruſſiſche Pferdeankäufe.
Königsberg i. Pr., 30. Juli. Pferdeankäufe ſind in den

Gouvernements Tauroggen und Suwalki im Gange.
Das ruſſiſche Archiv in Sicherheit.

Sofia, 31. Juli. Dem Blatt „Utre“ zufolge iſt das Archiv
der ruſſiſchen Geſandtſchaft in Belgrad geſtern hierher geſchafft
und in der ruſſiſchen Geſandtſchaft hierſelbſt untergebracht
worden.

Ruſſiſche Wachthäuſer in Brand.
Eydtkuhnen, 30. Juli. Die ruſſiſche Grenzwache

hat ihre Wachthäuſer in Brand geſetzt. Zollbeamte behaup-
ten, daß dies Mobilmachung bedeutet.

Auch für die Niederlande Kriegsgefahr.
Haag, 31. Juli. Die Königin erläßt eine Bekannt-

machung, daß für die Niederlande Kriegsgefahr beſteht. Die
Zweite Kammer wird zuſammenberufen werden.

Vortruppengefecht bei Belgrad.
Meldung der Wiener K. K. Telegr.-Korreſpondenz-Bu-

reaus. Der geſtrige Bericht über das Eingreifen der Ar-
tillerie in dem Vortruppengefecht bei Belgrad
wurde von einem Teile der Preſſe irrigerweiſe dahin aus-
gelegt, daß es ſich um ein Bombardement einer offenen
Stadt gehandelt habe. Selbſtverſtändlich werden die allge-
mein anerkannten völkerrechtlichen Beſtimmungen von
unſerer Seite viel zu gewiſſenhaft beobachtet, als daß ſich
unſere Artillerie einer ſolchen Verletzung des Völkerrechtes
ſchuldig machen würde. Es wurde lediglich auf kämpfende
Truppen geſchoſſen, die ſich einzelner Häuſer als Feuer-
ſtellung bedienten. Auf dem Kriegsſchauplatz hat ſich ſonſt
nichts Nennenswertes ereignet.
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Die Gelder der öffentlichen Sparkaſſen durchaus ſicher.

Berlin, 31. Juli. Die Berliner Correſpondenz“
veröffentlicht folgendes:

Angeſichts der an einzelnen Orten auftretenden Beſorgniſſe
der Bevölkerung wegen ihrer Spareinlagen in den öffentlichen
Sparkaſſen hat der Miniſter des Jnnern unter dem 30. d. M.
allgemein darauf hingewieſen, daß kein Anlaß zu irgend einer
Beunruhigung beſteht. Für jede öffentliche Sparkaſſe haftet ihre
Stadt oder ihr Kreis oder der ſonſtige Kommunalverband, der ſie
errichtet hat, mit ſeinem ganzen Vermögen und ſeiner geſamten
Steuerkraft. Die Gelder der öffentlichen Sparkaſſen ſind ferner
auch im Falle eines Krieges als Privateigentum abſolut ſicher
und jedem Zugriff des eigenen Staates ſowohl wie des Feindes
entzogen. Die öffentlichen Sparkaſſen bieten daher den Ein-
legern die denkbar größte Sicherheit, und es kann den Sparern
nur empfohlen werden, auch im Falle eines Krieges alles ver-
fügbare Geld dort niederzulegen, nicht aber ihre Erſparniſſe ab
zuheben.

Die letzten Tage haben wieder den Beweis geliefert, daß in
weiten Kreiſen des Publikums eine völlige Unkenntnis über den
Zahlungswert der Reichsbanknoten herrſcht. Es
wird deshalb darauf aufmerkſam gemacht, daß durch Geſetz vom
1. Juni 1909 (Reichsgeſetzblatt S. 515) den Reichsbanknoten volle
geſetzliche Zahlkraft beigelegt iſt. Die Reichsbanknoten ſind des-
halb ebenſo wie Goldmünzen von jedermann in jedem Betrage zu
ihrem vollen Nennwert in Zahlung zu nehmen. Wer die An-
nahme einer ihm geſchuldeten Summe in Reichsbanknoten ab-
lehnt, ſetzt ſich den Folgen des Annahmeverzuges aus. Eine Um
wechſelung der Reichsbanknoten in Goldmünzen erſcheint deshalb
völlig zwecklos.

Börſenmafßznahmen.
Der Vorſtand der Berliner Produktenbörſe

berchloß, daß heute, Sonnabend, nur Notierungen für Loko
ware erfolgen ſollen und die Notierungen der Lieferungs
geſchäfte eingeſtellt werden. Den gleichen Beſchluß faßte
die Frühmarktkommiſſion.

Nach den Aushängetafeln des Haupt-Telegraphen-Amts
in Berlin und des Telegraphenamts der Börſe erleiden vor-
ausſichtlich Telegramme ein bis zwei Stunden Verzöge-
rungen nach Frankfurt, Hamburg, Straßburg, über zwei
Stunden nach Breslau, Danzig, Emden, England, Hannover,
Jtalien, Poſen, der Schweiz, Köln, Koblenz, Erfurt, Jnſter
burg, Freiburg, Heringsdorf, München, Stralſund, Stutt
gart.

Großer Andrang an der Reichsbank in Berlin.
An den Schaltern der Reichsbank herrſchte am Freitag großer

Andrang, hauptſächlich von kleinen Leuten, die ihr Papiergeld in
Gold umwechſeln wollen. Der Verkehr wickelt ſich aber ruhig
ab. Von zuſtändiger Seite wird erklärt, daß ſich die zurückge-
forderten Goldbeträge in mäßigen Grenzen halten.

Die Oeſterreichiſch-Ungariſche Bank hat
den Diskont von 5 auf 6 Prozent erhöht.

Die Londoner Fondsbörſe geſchloſſen.
London, 31. Juli. Der Börſenvorſtand hat beſchloſſen, die

Fondsbörſe bis auf weiteres zu ſchließen.
8 Prozent Bankſatz in England.

Die Bank von England hat den Diskont von 4 auf
8 Prozent erhöht.

Sturm auf die Bank von England.
Am Freitag fand ein Sturm auf die Bank von Eng-

land in London behufs Eintauſchs von Noten gegen Gold
ſtatt. Nachmittags verließen vier Wagen mit Gold unter
Bedeckung die Bank von England.

Keine amerikaniſchen Kurſe.
New-York, 1. Auguſt. Die amerikaniſchen Kurſe

ſind. heute ausgeblieben.

Deutſches Reich.
Abänderung der ärztlichen Prüfungsordnung.

Vom Reichsamt des Jnnern iſt ein Entwurf für eine
Abänderung der Prüfungsordnung für Aerzte aufgeſtellt,
der gegenwärtig den Bundesregierungen zur Rückäußerung

Da die Bundesregierungen jedenfalls noch in
dieſem Jahr zu dem Entwurf Stellung nehmen werden,
wird der Bundesrat im nächſten Winter über die Vorlage
Beſchluß faſſen. Sie iſt das Ergebnis eingehender Be
ratungen zwiſchen der Reichsregierung und den zuſtändigen
preußiſchen Reſſorts. Als wichtigſte Aenderung kommt
dabei eine ſtärkere Berückſichtigung der ſo zia len Medi-
z in in der ärztlichen Ausbildung in Betracht. Die geltende
Prüfungsordnung vom Jahre 1901 berückſichtigt die ſoziale
Medizin überhaupt nicht; bei ihrer ſteigenden Bedeutung
durch den Ausbau der ſozialen Geſetzgebung iſt aber ein
Bedürfnis nach ihrer Berückſichtigung in der ärztlichen Aus-
bildung unbedingt anzuerkennen. Die Anſichten gingen bis-
her darin auseinander, ob bereits die Studienzeit der ge
eignete Zeitpunkt dafür ſei, oder ob die Beſchäftigung mit
der ſozialen Medizin, die nach Anſicht vieler Autoritäten ein
abgeſchloſſenes mediziniſches Studium vorausſetzt, nicht
beſſer in das praktiſche Jahr zu verlegen wäre. Die
gepflogenen Verhandlungen ſollen dem Vernehmen nach ſich
für die letztere Anſicht entſchieden haben. Die Betäti-
gung in der ſozialen Medizin kann erfolgreich nur an einem
Orte geſchehen, wo Träger unſerer ſozialen Verſicherung
ihren Sitz haben, denen Entſcheidungen auf Grund ärzt-
licher Gutachten zuſtehen. Aus dieſem Grunde beſtehen
allerdings auch Bedenken gegen die Verlegung der Beſchäf-
tigung mit der ſozialen Medizin in das praktiſche Jahr,
weil dann die Abſolvierung des praktiſchen Jahres nur noch
in größeren Orten möglich wäre. Die anderen vorge-
ſchlagenen Aenderungen der Prüfungsordnung ſind nicht
grundſätzlicher Art; zu erwähnen iſt noch eine Erleichterung
in bezug auf die Dispenſationen von einzelnen Beſtim-
mungen der Prüfungsordnung, um den Bundesrat wenig-
ſtens teilweiſe zu entlaſten.

vorliegt.

Die Grundſätze für die Einreihung von Orten in das
Ortsklaſſenverzeichnis.

Man ſchreibt uns: Jn Petitionen, die an den Reichstag
gerichtet ſind, iſt mehrfach der Wunſch zum Ausdruck ge-
kommen, daß für die Einreihung von Orten in eine be-
ſtimmte Ortsklaſſe auch die Mieten der Unter-
beamten berückſichtigt werden ſollten. Urſprünglich hatte
bei der Ausarbeitung des Ortsklaſſenverzeichniſſes vom
Jahre 1909 die Regierung den Einheitszimmer-
preis zugrunde gelegt, der aus dem Mietaufwand der
unteren, mittleren und höheren Beamten errechnet worden
iſt. Der Reichstag hat jedoch dieſen Maßſtab nicht aner-
kannt, ſondern es für richtiger gehalten, zu prüfen, ob die
Mehrzahl der Beamten der Tarifklaſſe V mit dem ihnen
zuſtehenden Wohnungsgeldzuſchuß Dreiviertel der Miete
decken könnten. Der Bundesrat iſt dann bei der Auf-
ſtellung ſeiner Grundſätze von den gleichen Geſichts-
punkten ausgegangen und hat dieſe bei der Nachprüfung
des Ortsklaſſenverzeichniſſes im Jahre 1911 und bei der
Nachprüfung in dieſem Jahre zugrunde gelegt. Eine Auf-
ſtellung neuer Grundſätze könne mithin erſt bei der durch
das Beſoldungsgeſetz vorgeſchriebenen generellen Reviſion
des Ortsklaſſenverzeichniſſes vorgenommen werden, die im
Jahre 1918 ſtattzufinden habe. Die Budgetkommiſſion des
Reichstages hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß dieſe
Reviſion auch ſchon früher erfolgen könne, wenn eine
Abänderung der Grundſätze des Bundesrats für die Ein
reihung in das Ortsklaſſenverzeichnis ſich als notwendig
herausſtelle.

154 000 Mk. fortſchrittliche Wahlkoſten in LabiauWehlau.
Das „Wehlauer Tageblatt“ ſtellt folgendes feſt:

Nach eigener Angabe des Parteiſekretärs Stark ſind zu
nächſt 124 000 Mark für den Wahlkampf aufgewendet worden.
Als dies nicht reichte, ſind außerdem weitere 30 000 Mark
zwiſchen Haupt und Stichwahl in den Kreis geworfen. Vor-
ausſichtlich wird man dieſe Angabe wieder zu beſtreiten wagen.
Wir bemerken deshalb gleich heute, daß die Aeußerung in
Gegenwart des Herrn Syndikus Kaufmann (vom Hanſabunde),
Buchdruckereibeſitzer Holke, Lehrer Gaedtke, Kaufmann Mohr,
Parteiſekretär Miro und Parteiſekretär Schumacher im „Hotel
de Pruſſe“ gefallen iſt, wie uns ein einwandfreier Zeuge mit
geteilt hat. Die „Hartungſche Zeitung“ erkennt te übrigensdankbar an, daß der Hanſabund die berare
Wahlkaſſe durch anſehnliche Beiträge nützlich geſtärkt habe.
Dazu kommen neben den ſchon vorhandenen Kaſſenbeſtänden
noch die außerordentlichen Beiträge, die auf Grund der Auf
rufe in den Zeitungen eingegangen ſind und die, nach einigen
veröffentlichten Dankſagungen zu ſchließen, eine beträchtliche
Höhe erreicht haben müſſen. Der fortſchrittliche Partei-
ſekretär wird ja nun wohl nach einigen Tagen in der üblichen
Weiſe „trotz der vielen Zeugen“ alles „ins rechte Licht rücken“,
nichtsdeſtoweniger darf man aber wohl feſtſtellen, daß die fort-
ſchrittliche Partei in LabiauWehlau den von den National
liberalen in Ragnit-Pillkallen aufgeſtellten Rekord glänzend
geſchlagen hat. w.

Aleinere politiſche Nachrichten.
5 Generalfeldmarſchall Freiherr von der Goltz und der
JungdentſchlandBund. Jn dem Auguſthefte der „Deutſchen
Revue“, das ſoeben ausgegeben worden iſt, richtet der
Generalfeldmarſchall Freiherr von der Goltz noch einmal
einen „offenen Brief an jedermann“, in dem er
wiederholt, daß er vom Jungdeutſchland-Bund nicht nur
keinen Pfennig an Gehalt und Tagegeldern bezieht,
ſondern dem von ihm vertretenen Bunde noch große
perſönliche Opfer bringt, und zwar nicht nur an
Unkoſten, ſondern auch an Zeit. Er ſchließt dieſe ſeine Er
klärung mit den gewiß berechtigten Worten: „Mehr kann
nur ein Narr verlangen“.

Maßregeln gegen Lebensmittelverteuerungen. Von
zahlreichen Münchener Lebensmittelhändlern war beſchloſſen
worden, zur Erhöhung des Verdienſtes Lebensmittel nur
noch in kleinen Mengen abzugeben. Gegen ſolche
Preistreibereien haben die Behörden Maßnahmen einge
leitet, um wucheriſche Ausbeutung hintanzuhalten. Eine
liberale Zeitung fordert die beſchleunigte Ein-
bringung eines Sondergeſetzes, um Be
ſtrafungen für die Händler feſtzuſetzen, die in Zeiten
nationaler Gefahr Brotwucher treiben wollen.
n Provinz Sachſen und Umgebung.

Erfreulicher Beſchluß der Niederlauſitzer Tuchinduſtrie.
Angeſichts der politiſchen Lage erachtet es der Arbeitgeber

berband der Lauſitzer Tuchinduſtrie für ſeine nationale Pflicht,
die Ausſperrung ſofort für beendet zu erklären
Der Betrieb wird am Montag von 6 Uhr früh an wieder er
öffnet.



M. Bernburg, 31. Juli. (Der Perſonen und
Güterverkehr) im Jahre 1918 hat auf der hieſigen Station
gegen das Vorjahr eine nicht unbedeutende Steigerung erfahren.
Fahrkarten wurden 522 130 Stück ausgegeben (im Vorjahre
507 382). Der Güterverkehr war ebenfalls ſehr lebhaft. Der
Empfang betrug 31 351 Tonnen (im Vorjahre 20 301 Tonnen)
Stückgut und der Verſand 14 386 Tonnen. Der Tierverkehr be
ſchränkte ſich in der Hauptſache auf die Einfuhr. Es wurden
1126 Stück Großvieh und 18 343 Stück Kleinvieh empfangen, aus
geführt wurden nur 574 Stück Großvieh und 1758 Stück Klein
vieh. Hauptausfuhrartikel bildeten Soda (in Bernburg befindet
ſich die größte Sodaſabrik des Kontinents), Zement, Dachpappe,
Drogen, Düngeſalze, Maſchinen und Maſchinenteile ſowie
Mühlenfabrikate.

Froſe, 31. Juli. (Aufdeckung eines großen
Urnenfeldes am Harz.) Dicht an der Station Froſe am
Harz wurde ein großes Urnenfeld freigelegt, das als das größte
in Anhalt und des Oberharzes bezeichnet werden muß.
Die Fundſtelle iſt ein großer Lehmrücken, auf dem 20 bis 30
Zentimeter Muttererde ruhen. Jn den Lehmrücken hinein haben
die Vorfahren Löcher gegraben und mit Steinplatten nach allen
Seiten hin ausgelegt. Ein ſolches Steingrab hat faſt 39 Meter
Höhe. Jn dem Grabe ſtehen die Urnen; in der Regel neben
einer größeren (bis zu 40 Zentimeter groß) einige kleine, die
immer nach Oſten hin davor geſtellt ſind. Jn der großen Urne
findet man Aſche und angebrannte Knochen, in den kleinen
Schmuckſtücke. Neu fand man noch: Nadeln mit Napfknöpfen,
ſpivalförmige Ringe aus Bronze, auch ein kleines Zierſchild. Das
große Urnenfeld muß jahrhundertelang als Begräb-
nisſtätte gedient haben, denn die Urnen haben, je weiter
nach Weſten liegend, immer vollkommenere, ſchönere und ge
fälligere Geſtalt und Verzierungen. Daß gerade an dieſer Stelle
ein ausgedehntes Urnenfeld zu finden war, erklärt ſich daraus,
daß es eine der höchſten Erhebungen am Südrande der Seemulde
iſt, bis zu welcher der eigentliche herzyniſche Urwald gereicht hat,
und eine Stelle iſt, wo die heiligen Grabſtätten von der Morgen
ſonne zuerſt getroffen wurden.

Vermiſchtes.
Lebensmittelwucher in Oeſterreich.

eſſen Bürgermeiſter der Stadt Wien hat folgenden Aufruf
erlaſſen:

„Wie ich den heutigen Berichten des Marktarntes entnehme,
hat auf einzelnen Märkten und in einzelnen Geſchäftsläden eine
geradezu unerhörte, durch nichts gerechtfertigte
Preisſteigerung wichtiger Konſumartikel ſtattgefunden.
Jch ſehe mich veranlaßt, gegen ein derartiges eigenmächtiges
Treiben meine mahnende Stimme zu erheben und an den Ge-
meinſinn aller Bürger zu abppellieren, daß ſie nicht den un
vermeidlichen Notſtand, den ohnehin jeder Krieg im
Gefolge hat, durch ſolche Akte verſchärfen. Jch er
warte, daß meine Mahnung von Erfolg begleitet ſein wird, da
ich ſonſt genötigt ſein werde, von den mir durch Geſetze und Ver-
ordnungen eingeräumten Mitteln rückſichtslos Gebrauch zu machen.
Ich richte aber auch an die verehrlichen Hausfrauen die Bitte,
nicht durch unnötige Vorankäufe die Marktlage zu erſchweren
und dadurch unbeabſichtigten Anlaß zu Preiserhöhungen zu
bieten.“

Die Behörden machen auch darauf aufmerkſam, daß Gewerbs-
leute, die ihren Vorrat verheimlichen und den Verkauf verweigern,
in Kriegszeiten mit ſchweren Gefängnisſtrafen belegt werden
können.

Es iſt feſtgeſtellt worden, daß der Vorrat an Fleiſch in
Wien für drei Wochen reicht. Mehl, Fett und Kartoffeln reichen
noch für längere Zeit. Die Wiener Stadtverwaltung hat Maß-
nahmen für die Verſorgung Wiens mit Lebensmitteln, haupt-
ſächlich auf dem Donauwege getroffen.
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Eine nicht erfüllte Beſtellung Serbiens. Der öſterreichiſch-
ſerbiſche Kriegszuſtand mußte natürlich ſchwere wirtſchaftliche
Schädigungen im Gefolge haben, die ſich in ihren Wirkungen nicht
bloß auf die direkt beteiligten Länder erſtrecken. Auch die
ſächſiſche Jnduſtrie wird von dieſen Schädigungen berührt.
Ein bemerkenswertes Beiſpiel hierfür liefert die Dresdener
Militäreffektenfabrik R. Trautwetter. Mit dieſer
Firma waren vor etwa 4 Wochen durch Vermittlung der ſerbiſchen
Geſandtſchaft in Wien Verhandlungen angeknüpft worden zwecks
Lieferung von 182 000 vollſtändigen Uniformen für die ſerbiſche
Armee. Der Auftrag war ein Objekt von 14 Millionen Mark.
Die Lieferung ſollte in den nächſten 26 Jahren, die Zahlung
ratenweiſe in 5prozent. ſerbiſchen Schatzbonds mit ſechs- bis neun-
monatlicher Laufzeit erfolgen. Durch den Krieg mit Oeſterreich
Ungarn iſt natürlich der gange ſerbiſche Auftrag hinfällig ge-
worden, zumal außerdem die Firma das Riſiko nicht übernehmen
will, ſich mit ſerbiſchen Schatzbonds bezahlen zu laſſen, deren
Unterbringung natürlich jetzt ſchon ſaſt unmöglich geworden iſt.

Kongreſſe und Ausſtellungen.
Verlängerung der Anmelde-Friſt für die Ausſtellung: „Das

deutſche Handwerk Dresden 1915“. Der vorläufige Anmeldeſchluß
für Ausſteller iſt von der Leitung der Ausſtellung „Das deutſche
Handwerk Dresden 1915“ auf den 30. September ds. Js.
verſchoben worden, um den Vereinen und Verbänden, die ſich zur
Beſchickung der Ausſtellung ſchon entſchloſſen haben, aber noch die
Beſchlüſſe ihrer Hauptverbände auf den demnächſt ſtattfindenden
Tagungen abwarten wollen, entgegenzukommen. Die in den Aus
ſtellungs Bedingungen vorgeſehenen Rabatt-Vergünſtigungen
werden bis zum 30. September ds. Js. auch Einzelausſtellern,
die bis zu dieſem Zeitpunkt noch anmelden, gewährt.

Aus Halle und Umgebung.
Halle, den 1. Auguſt.

An unſere Leſer!
Da der geſamte Jnhalt der Zeitungen, ſo lange

der Kriegszuſtand beſteht wir bitten um
Beachtung der hierauf bezüglichen amtlichen
Bekanntmachungen in der vorliegenden
Nummer der zivilbehördlichen und militär-
behördlichen Prüfung unterzogen werden muß
ſo ſind Verzögerungen in der Zuſtellung nicht
ganz unmöglich. Wir bitten, hierauf Rückſicht
zu nehmen.

Redaktion und Verlag der
„Halleſchen Seitung“.

Unterm Kriegszuſtand.
Wir leben in einer gewaltigen Zeit. Was die ungeheure

Kulturentwicklung der letzten Jahrzehnte Großes und Bedeutendes
geſchaffen hat, das wird nun auch in den nächſten Tagen
vielleicht ſchon auf einem Gebiete in die Erſcheinung treten,

ihnen allen eine fröhliche Wigderkunft!

Zweite Kammer

das noch immer in ſeiner Art von unermeſſenem Einfluß auf die
Geſchichte der Menſchheit geweſen iſt: auf dem Gebiete kriege
riſcher Ereigniſſe. Wir wiſſen, daß es keine Errungenſchaft der
Kultur auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft, der Technik, der Er
ziehung gibt, die nicht auch befruchtend und vorwärts treibend auf
den Stand unſerer Kriegsbereitſchaft zum Schutze und zur Wehr
des Vaterlandes geworden iſt. Das Bedeutſamſte aber iſt der
Geiſt, von dem das alles beſeelt iſt, und der Charakter der
Menſchen, die hier teils Werkzeug, teils führende Hand ſind.
Sind dieſe beiden Dinge gut, dann wird von allen jenen Er
rungenſchaften der beſte und vorteilhafteſte Gebrauch gemacht
werden können. Und wir ſind der feſten Ueberzeugung und der
beſten Zuverſicht, daß unſer jetziges Geſchlecht nicht unwürdig der

Väter iſt, die unſer Preußen, unſer Deutſchland einſt aus tiefſter
Not gerettet haben, geleitet vom Vertrauen auf Gott und unſere
gerechte Sache. Wie wir unſere Bevölkerung geſtern abend ge
ſehen haben, das gibt uns die Berechtigung zu dieſer Zuverſicht.

Ungeheure Menſchenmaſſen durchwogten die Straßen der
Stadt. Die ſchon um 10 Uhr zu ſchließenden Gaſtwirtſchaften
vermochten kaum die Menge der Beſucher aus allen Ständen und

Berufen und Lebensaltern zu faſſen. Die Zeitungsſtellen waren
dicht umlagert von Leſern der Sonderausgaben der Blätter, die
von jenen Ereigniſſen kündeten, deren Tragweite noch gar nicht
abzuſehen iſt. Und nicht minder dicht waren die Menſchenhaufen
vor allen jenen Schaufenſtern, die die amtlichen, auf den Kriegs
zuſtand hinweiſenden Bekanntmachungen des Generalkommandos

des 4. Armeekorps, auf das alle Zivilgewalt in der Provinz
Sachſen übergegangen iſt, enthielten. Tiefer, faſt feierlicher
Ernſt lagerte auf aller Geſichter. Keiner war, der
den Ernſt dieſer ſchweren Schickſalsſtunde nicht erfühlt hätte. Das
Geſpräch bewegte ſich ausſchließlich um dieſen Gegenſtand. Und
das iſt erklärlich genug, nicht nur um der allgemeinen Wichtig-
keit dieſes außerordentlichen Ereigniſſes willen, ſondern auch um
deswillen, weil jo kaum eine Familie iſt, die aus Gründen,
welche in der allgemeinen Wehrpflicht liegen, nicht irgendwie
perſönlich hieran beteiligt iſt. Ganz beſonders erfreulich aber iſt
die Wahrnehmung, daß ſichtbar alle dieſe Maſſen von keinerlei
Mutloſigkeit befallen waren, daß offenbar jedermann mit vollem
Vertrauen in die Zukunft blickt, eben weil Geiſt und Charakter
unſerer Deutſchen von heute nicht unwürdig ſind des Helden
geiſtes der Alten. Ganz beſonders bezeichnend aber iſt das
offenſichtliche Vertrauen aller ohne Ausnahme in unſere Heeres-
und Flottenleitung, von der man ſollte es allen Bemühungen
unſeres Kaiſers zuwider zum Aeußerſten kommen ohne
weiteres vorausſetzt, daß ſie mit den todesmutigen Söhnen
unſeres Volkes der ihrer harrenden gewaltigen Aufgaben in jeder
Weiſe gewachſen iſt.

Als auch die Lichter in den öffentlichen Stätten verlöſchten,
blieb man doch noch beiſammen. Und beiſammen blieb auch noch
ſo manches Paar, von dem der eine Teil in dieſen Tagen durch
die Pflicht fortberufen wird, für das teure Vaterland zu ſtreiten.
Und manche bereits ſah man ziehen, um den Ort ihrer Ge-
ſtellung zu erreichen. Es machte auf uns einen tiefen Eindruck,
als ein ſolcher Trupp in der Magdeburger Straße auf dem Wege
zum Bahnhof in der elften Abendſtunde mit gedämpfter Stimme
das traute Soldatenlied ſang: „Jch hatt' einen Hameraden
Treue Kameradſchaft verbindet alle und das iſt mit die Stärke
unſeres deutſchen Heeres und unſerer Flotte. Gott ſchenke

hm.

Jubiläum. Herr Fabrikbeſitzer Albert Mer z, Jnhaber
der Maſchinenfabrik Albert Merz in Diemitz begeht heute das
Feſt des 25jährigen Beſtehens ſeiner Firma. Seine Maſchinen
und Apparate, die er nach eigenen, ihm patentamtlich geſchützten
Jdeen konſtruiert hat, haben ſich glänzend bewährt, ſeine Firma
erfreut ſich bei Eiſenbahnen und Straßenbahnen des allerbeſten
Rufes. Wir wünſchen dem Unternehmen auch für die Zukunft
den Erfolg wie bisher.

CLetzte Telegramme.
Eine Verlobung im Kaiſerhauſe.

Berlin, 1. Auguſt. Der dritte Sohn des
Kaiſerpaares, Prinz Adalbert, hat ſich mit der
Prinzeſſin Adelheid von Sachſen-Meiningen
verlobt.

Was tut Hrankreich
Der Miniſterrat unter dem Vorſitz des Präſidenten

Poincars beriet geſtern, Freitag, über die auswärtige
Lage. Miniſter Noulens legte dar, unter welchen Be
dingungen er die Beſtimmung anwenden laſſen wolle, die
geſtattet, daß die Sparkaſſen alle 14 Tage nur je 50 Francs
an jeden Einleger auszahlen. Der Miniſterrat wird heute
über die Frage einer Verlängerung der Wechſelfälligkeiten
beraten.

Holland und Belgien machen mobil.
Die Königin von Holland erläßt eine Bekanntmachung,

daß für die Niederlande Kriegsgefahr beſteht. Die
iſt für den 3. Auguſt nachmittags zu-

ſammenberufen worden. Die Königin der Niederlande hat
Freitag mittag um 11 Uhr durch Erlaß die ſofortige
Mobilmachung befohlen.

Die Regierung von Belgien hat die Mobiliſierung an-
geordnet und ſämtliche Reſerveoffiziere für die dritte und
fünfte Diviſion die in Lüttich und Mons liegen, einberufen.

Die Lage in OeſterreichUngarn.
Miniſterpräſident Tisza traf Freitag morgen aus Peſt in

Wien ein. Er beſprach ſich mit dem Miniſter des Aeußern Grafen
Berchtold. Tisza wurde um 10 Uhr vormittags vom Kaiſer in
einſtündiger Konferenz empfangen. Der Kaiſer nahm den
Bericht Tiszas über die gehobene Stimmung, die Treue und die
Opferwilligkeit, welche allenthalben in Ungarn zum Ausdruck
kommt, entgegen.

Auch weiter folgen die Völker Oeſterreich-Ungarns ohne
Unterſchied der Nationalität begeiſtert dem Rufe zu den Waffen.
Beſonders vermerkt zu werden verdient die ausgezeichnete
patriotiſche Haltung der ſerbiſchen Bauernſchaft Südungarns.

Schluß der Vorleſungen an der Berliner Univerſität.
An der Univerſität Berlin ſchloſſen geſtern die Pro-

feſſoren ihre Vorleſungen mit dem Hinweis auf die
drohende Kriegsgefahr und die in Ausſicht ſtehende Schließung
der Univerſität.

m

den Grenzen der Vorwoche.

Aufgebotsbefreiungen für Militärpflichtige
zu erteilen, ſind durch ſoeben bekanntgebenen Erlaß des preußi

i anſchen Miniſters des Jnnern von Beginn der Mobilmachung
alle Standesbeamten ermächtigt, ſofern per
Verlobte Deutſche ſind. Einer Rückfrage bei den oberen
Behörden bedarf es nicht. Ferner ſind h
gariſche Staatsangehörige, die durch die Mobil
machung ihres Heimatsſtaates betroffen ſind, für die Ehe
ſchließung in Preußen allgemein durch Erlaß des Miniſters des
Innern vom 31. Juli d. Js. vom Aufgebot befreit. Für die An
gehörigen anderer Staaten bewendet es bei den beſtehenden Be
ſtimmungen.

Börſen- und Handelsteil.
Der Geldmarkt und die Auslandswerte.

Ein Direktor der Deutſchen Bank erſchien im
Preſſezimmer der Berliner Börſe, um in zwei kurzen Vor-
trägen darauf hinzuweiſen, daß die Preſſe nicht eindringlich
genug die Schä den betonen könne, die aus einem Welt-
krieg in wirtſchaftlicher Beziehung allgemein erwüchſen. Die
„Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung“ berichtet darüber:

Er führte an der Hand der Deviſenkurſe, von denen z. B.
Scheck London von geſtrigen 20,5216 auf 20,61 und Paris von
81,00 auf 82,20 ſtiegen, aus, daß das heute eng ineinander ver-
wobene internationale Erwerbsleben durch Vorgänge, wie die
gegenwärtigen, einfach ruiniert werden. Kein Land der Erde
könne ſich den ungünſtigen Ereigniſſen entziehen. Redner ſchloß:
Wie wird das erſt werden, wenn es zum Ernſt kommt? Die Ver
hältniſſe könnten nicht deutlicher gekennzeichnet werden, als durch
die völlige Demoraliſation des Geldmarkles: „Es gibt keinen Aus
gleich auf den Geldmärkten mehr; man kann Geldguthaben nicht
mehr international regulieren; jedes Land ſorgt nur für ſich.“
Bei der weiteren Darſtellung der Verhältniſſe im einzelnen ſagt
Direktor Mankiewitz bezüglich der jetzt wichtigen Frage der Aus-
landswerte: „Auslandswerte haben zum Zahlungsausgleich
keinen Wert; in dieſer Stunde drohender internationaler
Verwicklung erkennt man alſo die Chimäre von der Wertloſigkeit
der Auslandswerte. Jetzt in der Praxis erweiſt ſich die Be
hauptung, daß Auslandswerte für uns eine gute Kriegsrüſtung
darſtellen, leider als leere Phraſe. Die ausländiſchen Börſen
haben ihren Zeithandel in der Mehrzahl noch eher geſchloſſen, als
die Berliner Börſe. Wer nimmt uns denn die Milliardenbeträge
an Auslandspapieren ab? Wir erleben es, daß wir uns jetzt
ſogar durch beſondere Maßregeln davor ſchützen müſſen, daß wir
nicht durch die Verkäufe an internationalen Werten aus Oeſter
reich, Rußland, Frankreich völlig überrannt werden. Während
vom deutſchen Publikum noch heute Kaufaufträge vorlagen, hatte
das Ausland große Verkaufsaufträge, die zum überwiegenden
Teile auf Leerſpekulanten entfielen, nach hier geſandt,
die glücklicherweiſe aber von den Banken abgelehnt wurden.
Hoffentlich ziehen die maßgebenden Stellen aus dem ernſten Vor
gang diefer Tage die Lehre, daß ſie uns in Zukunft nach
beſten Kräften mit Auslandswertenverſchonen!“

Berliner Wollbericht
vom 30. Juli. Jnfolge des Lauſitzer Streiks blieb das deutſche
Rohwollgeſchäft ruhig. Der Verkehr hielt ſich faſt durchweg in
e tigen Die Käufe, welche getätigt wurden,dienten ſämtlich zur augenblicklichen Bedarfsdeckung. Der Umſatz

erreichte die Höhe von etwa 500 Zentnern Schmutzwollen und
Kleinigkeiten in Rückenwäſchen. Käufer waren zum größten
Teil Tuch und Stoffabrikanten. Die Preiſe hielten ſich auf dem
bisherigen Niveau, ebenſo iſt die allgemeine Stimmung am Roh-
wollhandel als feſt zu bezeichnen. Die Eingänge von deutſchem
Produkt waren beſonders in Rückenwäſchen ſehr knapp. Ueber-
ſeeiſche Wollen wurden hier im jüngſten Berichtsabſchnitte wenig
gehandelt. Die fünfte Serie der Londoner Wollverſteigerung be
ginnt am 28. September dieſes Jahres. Die verſchiedenen in-
ländiſchen Wollſtapelplätze melden ruhiges Geſchäft. Die Ten-
denz und Wertlage des Artikels haben jedoch nicht darunter ge
litten. Die Wollplätze des Auslandes haben ebenfalls mit einem
matteren Geſchäftsgange zu rechnen. Die Preiſe bewegen ſich auf
letzter Baſis. Ungewaſchene Gerberwollen wurden mäßig gefragt;
auch gewaſchene Wollen fanden nur geringe Aufnahme. In groben
ausländiſchen Gerberwollen war das Geſchäft eng begrengt.

Bericht der öffentlichen Wetterdienſtſtelle.
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Erklärung Die Linien auf dBaromcſerſtane. f, der Karte (Jſobaren)
e

Die Zahlen geben die Temp t et Orte mit
emperaturen inPfeile die Windrichtung und die Beſiederung die Winbſtarte an. elſtuzgraden,

Witterungsüberſicht.
Wuährend vom Alklantiſchen Ozean wieder ein etwas tibarometriſches Minimum heranzunaghen ſcheint, iſt h un

weſtliche Hochdruckgebiet weit nach Oſten vorgedrungen, ſo daß es
jetzt den größten Teil von Weſt und Mitteleuropa umfaßt. Jn
Deutſchland haben demgemäß die Niederſchläge an Stärke im all
gemeinen nachgelaſſen, jedoch iſt das Wetter noch ſehr veränder
lich und ſind an vielen Orten abermals Gewitter vorgekommen
Heute früh iſt der Himmel im Nordoſten giemlich heſter ſonſt
aber wieder überwiegend bewölkt. Die Temperaturen über

am n Tage in vielen Gegenden Norddeutſchlands
in ſind jedoch während der Nacht neuerdings ziemlich ſtark



Börſen- und Handelsteil.
Berliner Produktenbörſe.

Berlin, 37. Juli. (Eigener Drahtbericht.)
Das Geſchäft am Produktenmarkte war heute ſehr lebhaft,
S fieberhaft erregt. Bei Beginn des Marktes wirkte das
eute erlaſſene Getreideausfuhrverbot etwas drückend; doch
konnte ſich die Tendenz ſpäter im Hinblick auf die hochernſte Lage
und damit zuſammenhängenden umfangreichen Käufen ſtvamm
geſtalten. Brotgetreide wies zeitweilig Beſſerungen bis zu 3
auf. Hafer ſtieg in der laufenden Sicht um 10 A. Mais war
vernachläſſigt. Wetter: bewölkt.

Zucker.
W. Hamburg, 31. Juli. Rüben Rohzucker 1. Produkt Baſis 88

Rendement, neue Uſance, frei an Vord Hamburg, per 50 Kilo,
per Auguſt 9,30.,

Kaffee.
Hamburg, 21. Jnli. Kaffee Termin Notierungen. (Nur für

Good average Santos.) Peeiene, G., Dezbr. 39 G., März 40 G.,
Mai 40 G. Tendenz: unregelmäßig.W. Rio de Janeiro 35. Juli. Kaffee. Zuſuhren 15 000 Sack

in Rio, 59 000 Sack in Santos.
Spiritus.

Rordhauſen, 31. Juli. Brauntwein 35 Vol. für 100 kg
(104 106 Ltr.) 81,76-—82,75 Mk., Branntwein 40 Vol. für 100 kg
(105 106 Litr.) 92,50--92,50 Mk. per loko und Lieſerung bis Ende
September 1914 ohne Faß ab Brennexei, nach Angabe der Vereinigung
Nordhäuſer Kornbranntweinfabrikanten, E. V., durch die Handelskammer
notiert.

Waſſerſtände von Saale und Unſtrut.
(Siehe auch Waſſerſtandsberichte in der erſten Ausgabe.)

Straußfurt 29. Juli 30. Juli Grochlitz
1,84, 1,84, Nebra Oberp. 2,18, 2,20, Untp. 1,50,

1,62, Brückenp. Köſen 1,80, 1,20, Weißenfelsu 1,28, 1,14, Trotha 2,72, 2,66, Alsleben 2,38,
2,18, Bernburg 1,96 1,84, Calbe Oberp. 1,82, 1,76,

UÜnip. 1,62, 1,46, Grizehne 1,66, 1,61.

Verantwortlich:
für Politik und Vermiſchtes: M. Ebeling; für Oertliches, Ge
richtsſaal, Kunſt und Kongreſſe: H. Mieſchner; für Provinz,
Handel, Feuilleton und Allgemeines: G. P. Kohlmann; für den
Anzeigenteil: P. Kerſten; Schlußredaktion: A. Berwecke, ſämtlich
in Halle (Saale).

Sprechſtunden von 10 bis 1 Uhr.
Alle die Redaktion betreffenden Zuſchriften ſind nicht per

ſönlich oder an die Expedition bezw. den Verlag, ſondern lediglich
an die „Redaktion der Halleſchen Zeitung in Halle (Saale)“
zu richten.

Bekanntmachung.
Auf Allerhöchſten Befehl Sr. Majeſtät

des Kaiſers iſt der Bezirk des IV. Armee-
korps anf Grund des Artikels 68 der
Reichsverfaſſung in Kriegszuſtand erklärt.

Die vollziehende Gewalt geht hierdurch
an mich über.

Die näheren Verordnungen werde ich
ſofort bekanntmachen laſſen.

Magdeburg, den 31. Juli 1914.
Der kommandierende General.

Sixt von Armin.

An die Bevölkerung des
IV. Korpsbezirks!

Seine Majeſtät der Kaiſer hat das Reichsgebiet in
Kriegszuſtand erklärt. Für dieſe Maßregel ſind lediglich
Gründe der raſchen und gleichmäßigen Durchführung der
Mobikmachung maßgebend und nicht etwa die Beſorgnis, daß
die Bevölkerung die vaterländiſche Haltung werde vermiſſen
laſſen. Die Schnelligkeit und Sicherheit unſeres Auf
marſches erfordert einheitliche und zielbewußte Leitung der
geſamten vollziehenden Gewalt. Wenn durch die Erklärung
des Kriegszuſtandes die Geſetze verſchärft werden, ſo wird
dadurch niemand, der das Geſetz beachtet und den Anord-
nungen der Behörden Folge leiſtet, in ſeinem Tun und
Wirken beſchränkt. Jch vertraue, daß die geſamte Bevöl-
kerung alle Militär und Zivilbehörden freudig und rück
haltlos unterſtützen und uns damit die Erfüllung unſerer
hohen vaterländiſchen Pflichten erleichtern wird.

Magdeburg, den 31. Juli 1914.
Der kommandierende General.

Bekanntmachung.
Folgende Strafbeſtimmungen der s 8 und 9 des

preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom
4. Juli 1851, welches auch für den Kriegszuſtand im ganzen
Bezirk des 4. Armeekorps einſchl. der nichtpreußiſchen Ge
bietsteile gilt, werden zur ſemtlichen Kenntnis gebracht:

Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte
oder Diſtrikte der vorſätzlichen Brandſtiftung, der vorſätz
lichen Verurſachung einer Ueberſchwemmung, oder des An
griffs oder des Widerſtandes gegen die bewaffnete Macht
oder Abgeordnete der Zivil- oder Militärbehörde in offener
Gewalt und mit Waffen oder gefährlichen Werkzeugen ver
ſehen ſich ſchuldig macht, wird mit dem Tode beſtraft.

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann ſtatt der
Todesſtrafe auf zehn bis zwanzigjährige Zuchthausſtrafe
erkannt werden.

9.

Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte
oder Diſtrikte

a) in Beziehung auf die Zahl, die Marſchrichtung oder
angeblichen Siege der Feinde oder Aufrührer wiſſent-
lich falſche Gerüchte ausſtreut oder verbreitet, welche
geeignet ſind, die Zivil- oder Militärbehörden hin-
ſichtlich ihrer Maßregeln irrezuführen, oder

bD) ein bei Erklärung des Belagerungszuſtandes oder
während desſelben vom Militär- Befehlshaber im
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes Verbot
übertritt, oder zu ſolcher Uebertretung auffordert
oder anreizt, oder
zu dem Verbrechen des Aufruhrs, der tätlichen Wider
ſetzlichkeit, der Befreiung eines Gefangenen oder zu
anderen S 8 vorgeſehenen Verbrechen, wenn auch ohne
Erfolg, auffordert oder anreizt, oder
Perſonen des Soldatenſtandes zu Verbrechen gegen
die Subordination oder Vergehungen gegen die mili-
täriſche Zucht und Ordnung zu verleiten ſucht,

ſoll, wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe
aammen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft

erden.
Jch mache ferner bekannk, daß die Truppen von ihren

Waffen Gebrauch machen werden, ſobald ihren Anordnunnicht Folge geleiſtet oder Widerſtand entgegengeſetzt wird

Wer ſich bei Aufläufen, Tumulten oder dergleichen als
Zuſchauer einfindet, läuft Gefahr, gleich den Teilnehmern
als Aufrührer angeſehen und behandelt zu werden. Dies
zur Warnung!

Magdeburg, den 31. Juli 1914.
Der kommandierende General.

Bekanntmachung.
Mit Bezug auf meine Bekanntmachung vom 31. Juli

1914, wonach der Bezirk des IV. Armeekorps in Kriegs
zuſtand erklärt iſt, ſetze ich die Artikel 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30
und 36 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jannar 1850 für
den Stadtbezirk Halle bis auf weitere Beſtimmung außer
Kraft und verordne, wie folgt:
a) Die Zivilverwaltungs- und Gemeindebehörden ver-

bleiben in ihren Funktionen, haben aber meinen Anord
nungen und Aufträgen Folge zu leiſten.

by Hausſuchungen und Verhaftungen können von den da-
zu berechtigten Behörden und Beamten zu jeder Zeit
vorgenommen werden.

Sämtliche Wirtshäuſer ſind um 10 Uhr abends zu
ſchließen.

Alle Fremden, welche über den Zweck ihres Aufenthalts
ſich nicht gehörig ausweiſen können, haben das Reichs
gebiet bei Vermeidung der Ausweiſung binnen 24 Stun-

den zu verlaſſen.
d) Der Verkauf von Waffen, Pulver und Sprengmitteln iſt

verboten. Fremden, welche bewaffnet oder mit Pulver
und Munition oder Sprengmitteln verſehen, ankommen,
ſind dieſe Gegenſtände abzunehmen.

Zivilperſonen dürfen nur dann Waffen tragen,
wenn es ihnen von mir oder von der Ortspolizeibehörde
ausdrücklich geſtattet iſt. Wer ſich mit Waffen betreffen
läßt, ohne eine ſolche Erlaubnis erhalten zu haben, wird

ſofort entwaffnet.
Veröffentlichungen über Truppenbewegungen und Ver-
teidigungsmittel ſind verboten. Plakate, Zeitungen
und andere Schriften dürfen nur dann gedruckt, öffent
lich verkauft oder ſonſt verbreitet werden, nachdem die
Ortspolizeibehörde die Erlaubnis dazu erteilt hat.
Die S 2, 5 bis 9, Abſatz 1, 13 und 15 des Reichsvereins-
geſetzes vom 19. April 1908 werden für die Dauer des
Kriegszuſtandes durch folgende Vorſchriften erſetzt:
1. Vereine, deren Zweck oder Tätigkeit den Strafgeſetzen

oder den Jntereſſen der Kriegsführung zuwider-
läuft, können für die Dauer des Kriegszuſtandes
aufgelöſt werden. Die Auflöſungsverfügung iſt nicht
anfechtbar.

2. Wer eine Verſammlung in einem geſchloſſenen
Raume oder unter freiem Himmel oder einen Auf-
zug auf öffentlichen Straßen und Plätzen veran-

ſtalten will, hat hierzu mindeſtens 48 Stunden vor
dem Beginn der Veranſtaltung unter Angabe des
Orts und der Zeit die Genehmigung der Polizei-

behörde einzuholen. Die Genehmigung kann ohne
Angabe von Gründen verſagt werden. Die Ent-
ſcheidung iſt nicht anfechtbar.

3. Die Polizeibehörde iſt berechtigt, in jede Verſamm-
lung Beauftragte zu entſenden, die ſich unter Kund-
gebung ihrer Eigenſchaft dem Leiter oder, ſolange
dieſer nicht beſtellt iſt, dem Veranſtalter der Ver-
ſammlung zu erkennen geben müſſen. Den Beauf-
tragten muß ein angemeſſener Platz eingeräumt

werden.
4. Die Beauftragten der Polizeibehörde ſind außer in

den Fällen des S 14 des Reichs-Vereinsgeſetzes be-
fugt, unter Angabe des Grundes die Verſammlung
für aufgelöſt zu erklären, wenn der Jnhalt der
Reden, Anträge, Geſänge oder Vorführungen den
Jntereſſen der Kriegsführung zuwiderläuft. Die
Auflöſungserklärung iſt nicht anfechtbar.

5. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden
nach S 9b des Geſetzes für den Belagerungszuſtand
mit Gefängnis bis zu 1 Jahr beſtraft, wenn die be-
ſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe be-
ſtimmen.

g) Die Verwendung der bewaffneten Macht zur Unter-
drückung etwa vorkommender Aufruhrverſuche erfolgt
nach meinen Befehlen.

b) Wegen der Verpflichtung der Gemeinde zum Erſatz des
bei öffentlichen Aufläufen verurſachten Schadens ver-
weiſe ich auf das Geſetz vom 11. März 1850 (Geſetzſamm-

lung Seite 199).
i) Der Betrieb der bürgerlichen Geſchäfte, der königlichen

und Privatarbeiten, des Handels und der Gewerbe wird
durch den Kriegszuſtand nicht weiter beſchränkt.
Auch werde ich die geſetzlich beſtehenden Behörden bei

Ausführung der von ihnen zu treffenden Maßregeln, inſo-
fern ſie mit den vorſtehenden Beſtimmungen vereinbar ſind,
gern kräftigſt unterſtützen.

Magdeburg, den 31. Juli 1914.
Der kommandierende General.

Bekanntmachung
betreffend den Verkehr mit Brieftauben.
Die Beſitzer von Brieftauben, die dem Ver-

bande deutſcher Brieftaubenliebhaber Vereine nicht
angehören, werden hierdurch aufgefordert, der
Ortspolizeibehörde über die Zahl und den Aufent
haltsort der Tiere unter Angabe der Linie, für

Amtliche Bekanntmachungen.
Wer ſolche Brieftauben beherbergt, hat dieſe

der Ortspolizeibehörde auszuliefern, die über ſie
verſga

ufgefundene Brieftauben ſind ohne Be-
rührung der etwa an ihnen befindlichen Depeſchen
unverzüglich entweder unmittelbar oder durch Ver
mittelung der Ortsbehörde an die nächſte Polizei-
oder Militärbehörde abzuliefern.

Halle a. S., 31. Juli 1914.
Der Königliche Landrat des Saalkreiſes.

von KrosigkK. 13065
Bekanntmachung

betreffend das Verbot der Anwendung von Licht-
ſignalen und anderen Verſtändigungsmitteln.

Die Anwendung von Lichtſignalen und anderen
Verſtändigungsmitteln ohne Genehmigung der
Militärbehörden wird hierdurch verboten.

Halle a. S., 31. Juli 1914.
Der Königliche Lanudrat des Saalkreiſes.

von KrosiglIc. 13063
Bekanntmachung

betreffend den Verkehr mit Luftfahrzeugen.
Das Aufſteigen von Luftfahrzeugen vhue

Genehmigung der Militärbehörden wird hier-
durch verboten.

Jeder, der das Landen eines Luftfahrzeuges
wahrnimmt, hat hiervon der nächſten Zivil- oder
Militärbehörde ſofort Mitteilung zu machen.

Halle a. S., 31. Juli 1914,
Der Königliche Landrat des Saalkreiſes.

von KrosigK. 13064
Bekanntmachung Nr. I.

Auf Anordnung des Staatsſekretärs des ReichsPoſtamts.

Beſchränkungen des Poſtverkehrs im Fnlande.

Jnfolge Erklärung des Kriegszuſtandes
werden von jetzt ab bis auf weiteres verſchloſſene
Privatſendungen (verſchloſſene Briefe und Pakete)
zur Poſtbeförderung nicht mehr angenommen

1. nach Elſaß-Lothringen,
2. nach den zum Regierungsbezirk Trier gehörigen

Kreiſen St. Wendel, Ottweiler, Saarbrücken
(Stadt), Saarbrücken (Land), Saarlouis, Merzig
und Saarburg (Bez. Trier),

3. nach Orten im Fürſtentum Birkenfeld,
4. nach den zum Befehlsbereiche der Feſtungen

Straßburg (Elſaß) und Neubreifach gehörigen
badiſchen Poſtorten, das ſind

a) im Bereich der Feſtung Straßburg die Orte:
Altenheim, Appenweier, Auenheim (Amt Kehl),
Bodersweier, Diersheim, Dundenheim, Jchenheim,
Kehl, Kork, Legelshurſt, Leutesheim, Lichtenau
(Baden), Linx, Marlen, Meißenheim (Baden),
Memprechtshofen(Amt Kehl), Neufreiſtett (Amt Kehl),
Rheinbiſchofsheim, Scherzheim (Amt Kehl), Schutter-
wald, Sundheim (Baden), Urloffen, Wagshurſt,
Willſtätt (Amt Kehl), Windſchläg,

b) im Bereich der Feſtung Neubreiſach die Orte:
Achkarren, Breiſach, Burkheim, Gottenheim, Jech
tingen, Jhringen, Königſchaffhauſen (Kaiſerſtuhl),
Krozingen, Mengen (Baden), Merdingen (Baden),
Munzingen, Oberbergen (Kaiſerſtuhl), Oberrimſingen,
Oberrotweil, Opfingen, Sasbach (Kaiſerſtuhl),
Schallſtadt,
5. nach der Rheinpfalz.

Die durch die Briefkaſten aufgelieferten ſowie die
bei Veröffentlichung dieſer Bekanntmachung bereits in
der Beförderung begriffenen verſchloſſenen privaten
Briefſendungen und Privatpakete nach den vor
bezeichneten Gebietsteilen und Orten werden den
Abſendern zurückgegeben oder, wenn dieſe nicht bekannt
ſind, nach den Vorſchriften für unbeſtellbare Sendungen

die ſie eingeübt ſind, ſofort Mitteilung zu machen. behandelt werden.
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